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Sehr geehrte Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung,
sehr geehrte Mitglieder der Ortsbeiräte,

auch in diesem Jahr haben wieder zahlreiche Potsdamerinnen und Pots-
damer den Bürgerhaushalt genutzt, um ihre Anliegen einzubringen. Diese 
Art von Bürgerbeteiligung ist zu einem festen Bestandteil der Potsdamer 
Haushaltsplanung geworden. Nun ist es an Ihnen, über die wichtigsten 
Bürgervorschläge zu entscheiden!

Mit der Auftaktveranstaltung am 7. April 2011 startete das diesjährige 
Bürgerhaushaltsverfahren. Auf unterschiedlichsten Wegen wurden insge-
samt 617 Vorschläge eingebracht sowie diskutiert. Im Juni wurde diese 
Vielzahl von Anregungen priorisiert. Anhand vorgegebener Kriterien fasste 
ein Redaktionsteam daraus die „Liste der Vorschläge der Bürgerinnen und 
Bürger“ mit insgesamt 41 Bürgerempfehlungen zusammen. Diese standen 
vom 22. August bis 20. Oktober 2011 zur Abstimmung. 

An unserer Befragung beteiligten sich insgesamt mehr als  8750 Einwohne-
rinnen und Einwohner. Damit liegt Potsdam deutlich über dem Durchschnitt 
anderer Kommunen, die ähnliche Beteiligungsprojekte anbieten. Von Jahr 
zu Jahr steigt die Zahl der Teilnehmenden kontinuierlich. Immer mehr Pots-
damerinnen und Potsdamer nutzen diese Form der Mitsprache und enga-
gieren sich aktiv. Dieses große Interesse sollten wir als Chance sehen und 
nutzen, um das Vertrauen zwischen Bürgerschaft, Politik und Verwaltung 
auch langfristig zu stärken. Gerade darauf wird es bei den Entscheidungen 
der kommenden Jahre ankommen, denn jede Form von Mitsprache schafft 
nachhaltige Legitimation.

Wir freuen uns, Ihnen als Ergebnis des Bürgerhaushalts 2012 auf diesem 
Weg die „TOP 20 – Liste der Bürgerinnen und Bürger“ vorzulegen.

Wir möchten Sie bitten, alle in dieser Broschüre aufgelisteten Bürgeremp-
fehlungen in Ihren Diskussionsprozess zur Haushaltsplanung der Landes-
hauptstadt Potsdam einzubeziehen und Ihre Entscheidungen zu begrün-
den. Das Beteiligungskonzept sieht dabei vor, dass Sie im Rahmen der 
Ausschüsse ein Votum abgeben. Sie können die Vorschläge in den Frak-
tionen und Ortsbeiräten erörtern. Wählen Sie dabei zunächst die Ihr Gre-
mium betreffenden Vorschläge und entscheiden dann in den Kategorien 
„Annahme“, „Bereits in Umsetzung“, „Prüfauftrag“ oder „Ablehnung“. Bitte 
berücksichtigen Sie die Benennung der notwendigen Mittel sowie mögliche 
Finanzierungsquellen, sofern Sie einem Vorschlag zustimmen. Ausführliche 
Informationen zum Vorgehen finden Sie am Ende dieser Broschüre.

Mit Ihrem Beschluss zum Haushalt 2012 soll gleichzeitig auch der Be-
schluss zur der „Top 20 – Liste der Bürgerinnen und Bürger“ erfolgen.

Mit freundlichen Grüßen

Jann Jakobs		            	 Peter Schüler
Oberbürgermeister			   Vorsitzender der Stadt-
				    verordnetenversammlung



„Top 20 - Liste der Bürgerinnen und Bürger“
Auf folgenden Seiten befinden sich die am besten bewerteten Vor-
schläge des Bürgerhaushalt 2012. Insgesamt wurden hierbei 617 Vor- 
schläge eingereicht. Im Rahmen der achtwöchigen Vorschlagsvotie-
rung konnten mehr als 7300 Teilnehmer gezählt werden. Mit den Be-
suchern der Stadtteil- und Bürgerversammlungen erreichte der Bürger- 
haushalt 2012 der Landeshauptstadt 8750 interessierte Bürgerinnen und 
Bürger und konnte damit erneut einen erkennbaren Anstieg der Teilneh-
merzahl verzeichnen.
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Punkteverteilung der Vorschlagsvotierung 
vom 22.08. bis 20.10.2011:

Platz	 Titel						                     Internet	 Post	 Abschluss-	 Gesamt	
										          veranstaltung		

1.	 Tierheim endlich bauen					     656	 6091	 8		  6755

2.	 Sanierung Schwimmhalle Brauhausberg 				    900	 3445	 37		  4382

3.	 Sport- und Freizeitflächen „NowaWiese“ 				    607	 2294	 34		  2935

4.	 Konzept zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 		  285	 2557	 20		  2862

5.	 Mehr Sauberkeit in der Stadt (Abfallbehälter)			   210	 2076	 5		  2291

6.	 Kein Stadtgeld für den Wiederaufbau der Garnisonkirche 		  211	 1562	 6		  1779
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7.	 Besserer Betreuungsschlüssel für Kitas				    164	 1146	 5		  1315

8.	 100% Strom aus erneuerbaren Energien / Neubau von Anlagen	 198	 1074	 5		  1277

9.	 Buslinie 693 wieder durchgängig bis Johannes-Kepler-Platz		  38	 1100	 5		  1143

10.	 Kostenloser Nahverkehr bei Ausflügen von Schulen und Kitas 		  42	 1002	 2		  1046

11.	 Kulturstandort „Archiv“ erhalten (Brandschutz / Nutzungsverträge)	 401	 626	 12		  1039

12.	 Staudenhof erhalten und pflegen				    71	 637	 6		  714

13.	 Radweg zwischen Wetzlarer Straße und Stern erneuern		  61	 530	 0		  591

14.	 Drei- bzw. Sechsmonatskarten im Nahverkehr anbieten		  40	 534	 0		  574

15.	 Fußballplatz im Potsdamer Norden schaffen			   181	 362	 7		  550

16.	 Vier autofreie Sonntage im Jahr (je 8-21 Uhr)			   66	 476	 5		  547

17.	 Sicherheit Überweg Geschwister-Scholl-Str. (Nähe Kita Tausendfüßler) 	 189	 352	 0		  541

18.	 Ankauf der Groß Glienicker Seehälfte 				    72	 434	 0		  506

19.	 Sicheren Schulweg zur Regenbogenschule Fahrland einrichten		 175	 258	 2		  435

20.	 Einführung eines vegetarischen Wochentages 			   172	 179	 18		  369

21.	 „Westkurve“ als Begegnungsort an der Hans-Sachs-Straße planen	 113	 239	 17		  369



Tierheim endlich bauen

Platz 1 >> 6755 Punkte >> DS 11/SVV/0815

Vorschlag: 
Es macht mich sehr wütend, dass Potsdam immer noch nicht fähig ist, ein 
Tierheim zu bauen. Es befand sich in einer der besten Lage im Wildpark. 
Wer kein Auto besitzt, konnte es immer erreichen. Man hätte es nach der 
Schließung sehr gut ausbauen können, weil dort viel Platz ist. Leider ist die 
Verwaltungsführung meines Erachtens nicht an einem Tierheim für Pots-
dam interessiert. Die Standorte, die jetzt vorgeschlagen werden, bringen 
keine Einigkeit. Es ist eine Schande!

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Bereits 2003 war der Landeshauptstadt Potsdam sowie dem damaligen 
Betreiber des Tierheims (dem Tierschutzverein Potsdam und Umgebung e. 
V.) bewusst, dass der Standort keine Dauerlösung sein konnte, da die vor-
handenen Flächen nicht mehr für eine artgerechte Tierhaltung ausreichten. 
Aus diesem Grunde wurden in den Folgejahren durch beide Seiten über 
20 in Frage kommende Grundstücke für einen neuen Tierheimstandort 
geprüft. Im gegenwärtigen Vergabe-/Verhandlungsverfahren werden zwei 
Standorte favorisiert, eines in Eiche (Weg nach Bornim), das andere Grund-
stück liegt in Fahrland (Kienhorststraße). 
In Abhängigkeit der Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung ist 
geplant, ab Herbst 2012 die Potsdamer Fund- und Verwahrtiere, welche 
zwischenzeitlich außerhalb Potsdams untergebracht werden mussten, wie-
der auf dem Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam unterzubringen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Der günstigste Umsetzungsvorschlag wird derzeitig im Vergabe-/Ver-
handlungsverfahren ermittelt. 

Umsetzungszeitraum: In Abhängigkeit der Entscheidung der Stadtver-
ordnetenversammlung und dem laufenden Vergabe-/Verhandlungs- 
verfahren wird mit einem Betriebsbeginn ab Oktober 2012 gerechnet.

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Abhängig von der Entscheidung der Stadtverord-
netenversammlung

Grundlage der Umsetzung: Das Vergabeverfahren ist noch nicht abge-
schlossen, entsprechende Gremienbeschlüsse der Stadtverordnetenver-
sammlung und des Ortsbeirates stehen noch aus. Mit einer Entscheidung 
wird Ende August 2011 gerechnet.

>> Aktualisierung vom 15. September 2011:
Die im laufenden Vergabe-/ Verhandlungsverfahren seitens der Verwal-
tung erarbeitete Beschlussvorlage für die Bergung, Abholung und Ver-
wahrung von Fund- und Verwahrtiere der Landeshauptstadt Potsdam in 
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Verbindung mit der Errichtung eines Tierheimes auf dem Stadtgebiet der 
Landeshauptstadt Potsdam wurde auf der 34. öffentlichen/ nicht öffent-
lichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt 
Potsdam am 31.08.2011 mehrheitlich abgelehnt.

>> Aktualisierung vom 19. Oktober 2011:
Gegenwärtig gibt es verschiedene Anträge einzelner Fraktionen der SVV 
zur Weiterführung der Maßnahme „Tierheim in bzw. für Potsdam“. Diese 
Anträge werden zur Zeit in den betreffenden Fachausschüssen der Stadt-
verordnetenversammlung diskutiert.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Die Kosten für die Umsetzung 
des Vorschlages können derzeit nicht beziffert werden.

Die Berücksichtigung der Fristen hinsichtlich der Herbeiführung der Ent-
scheidungen der Stadtverordnetenversammlung und ihr vorgeschalteter 
Gremien und hinsichtlich der Durchführung eines erneuten Vergabe-/
Verhandlungsverfahrens  sowie die sich anschließende Bau- und Errich-
tungszeit lässt einen Betriebsbeginn im Jahr  2012 mehr als unrealistisch 
erscheinen. 

Bis zum 30.09.2012 ist die originäre,  pflichtige Aufgabe (Fund- und Ver-
wahrtierbetreuung) durch einen Drittanbieter erfüllt.

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Derzeit geplant um Produktkonto: 1220600.5317100 - Veterinäraufsicht

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Eine Alternative ist die Ausschreibung der Leistung zur Bergung und Ab-
holung von Fund- und Verwahrtiere ab 01.10.2012 mit der Bedingung, 
mindestens  eine Tierauffangstation, ggf. in Zusammenarbeit mit dem Tier-
schutzverein Potsdam und Umgebung e.V., auf dem Gebiet der Landes-
hauptstadt Potsdam vorzuhalten.
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Sanierung Schwimmhalle Brauhausberg

Platz 2 >> 4382 Punkte >> DS 11/SVV/0816

Vorschlag: 
Statt eines Neubau solle das Bad am Bauhausberg saniert werden. Das 
spart viele Millionen. Das Bad bleibt dann im Zentrum und ist leichter er-
reichbar - vor allem für die Schulen Stern, Schlaatz, Waldstadt, Babelsberg. 
Daneben sollte die Gaststätte „Minsk“ saniert werden. Ich bin gegen eine 
Bebauung des Brauhausbergs mit großen Wohnklötzern.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Brauhausberg liegt näher an den Stadtteilen und Schulen im Süden der 
Stadt. Die Stadtverordnetenversammlung hat sich jedoch für den Standort 
im Bornstedter Feld entschieden, da dort der größte Teil des Einwohner-
zuwachses sowie neue Schulstandorte zu verorten sind. Auch das Kiez-
Bad am Stern ist in die Betrachtung einzubeziehen, während nördlich der 
Havel derzeit keine öffentlichen oder für den Schulsport nutzbaren Bäder 
vorhanden sind.
In der neuen Schwimmhalle im Norden sollen 10 Bahnen à 50m mit einer 
Wassertiefe von 2m errichtet werden, was unter sportfachlichen Gesichts-
punkten zu begrüßen ist und von den nutzenden Vereinen gefordert wird. 
Nicht zuletzt erhält damit auch der Freizeitsport mehr Platz. Dies wäre bei 
einer Sanierung der Schwimmhalle am Brauhausberg so nicht möglich.
Die Sanierung der Bestandshalle am Brauhausberg ist mit monatelanger 
Betriebsunterbrechung verbunden. Dies war während der Sanierung der 

Halle im Luftschiffhafen schon einmal der Fall, was mit erheblichen Ein-
schränkungen insbesondere des öffentlichen Badebetriebes einher ging. 
Auch aus diesem Grund haben sich die Stadtverordneten für einen Neu-
bau entschieden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Refinanzierung der Investition der Stadtwerke von 18 Mio. Euro erfolgt 
durch die Veräußerung der Flächen am Brauhausberg. Für die Planung 
des Bades im Bornstedter Feld sind inzwischen für Investitionskosten 
und für die Generalplanungsleistungen für eingereichte Vorentwürfe rund 
380.000 Euro von den Stadtwerken aufgewendet worden. Sollte der 
eingereichte Vorschlag umgesetzt werden, muss davon ausgegangen 
werden, dass nur Teile der Leistungen, insbesondere Voruntersuchungen 
zum Standort, wieder verwendungsfähig sind. 

Umsetzungszeitraum: 
Der Neubau im Bornstedter Feld soll 2015 fertiggestellt sein, da die 
Betriebserlaubnis der Halle am Brauhausberg ausläuft. Gegenwärtig 
gibt es Abstimmungen zwischen der Stadt und den Stadtwerken, um 
die Betriebserlaubnis des Bades am Brauhausberg bis Dezember 2015 
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schrittweise zu verlängern. Dafür erforderliche Instandsetzungsarbeiten 
werden in der Sommerschließzeit durchgeführt. Sollten die Beschlüsse der 
Stadtverordneten zum Bau des Bades im Bornstedter Feld aus dem Jahr 
2010 rückgängig gemacht werden, ist der Zeitraum einer Sanierung der 
Bestandshalle derzeit nicht abschätzbar. 

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: Das Handeln der Verwaltung beruht auf:
Beschluss Hauptausschuss „Sport- und Freizeitbad“ vom 14.04.2010 (DS 
10/SVV/0308) // Beschluss SVV „Sport- und Freizeitbad“ vom 27.01.2010 
(DS10/SVV/0037)

>> Aktualisierung vom Oktober 2011: 
Inzwischen wurde eine Aktualisierung der Kostenberechnung für eine 
Grundinstandsetzung der Schwimmhalle am Brauhausberg aus dem Jahr 
2008 vorgenommen. Diese Kostenberechnung hat den Stand von 2008 
aufgegriffen, die einzelnen Kostengruppen unter den heutigen Gesichts-
punkten und Erkenntnissen erneut betrachtet und dabei die Kostenent-
wicklung aufgrund der Kostensteigerungen, der erhöhten Anforderungen 
der Energieeinsparverordnung 2009, der neue HOAI und der Erkenntnisse 
von Fachleuten aus aktuellen Sanierungsvorhaben solcher Schwimmhallen 
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berücksichtigt. Die Berechnung aus dem Jahr 2008 wies Sanierungskosten 
in Höhe von 8,979 Mio. Euro aus. Die aktuelle Überarbeitung dieser Be-
rechnung ergab Sanierungskosten von rund 13 Mio. Euro. Diese Berech-
nung soll weiter konkretisiert werden, vor allem im Hinblick auf neue Unter-
suchungsergebnisse an der Schwimmhalle am Brauhausberg, so z.B. zur 
Beschaffenheit der Betonteile.

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Der Vorschlag betrifft eine Investition der Stadtwerke und nicht den Haus-
halt der Landeshauptstadt Potsdam. Der Betriebskostenzuschuss für die 
Potsdamer Bäder wird finanziert aus Produkt „Sportstätten und Bäder“ 
42410.

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Umsetzung des Vorschlags würde eine neue Planung der Stadtwerke 
erfordern. Zeitraum und Kosten sind derzeit nicht abschließend ermittelt.
Die entsprechenden Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung zum 
Bau eines Bades im Bornstedter Feld müssten geändert bzw. aufgehoben 
werden.



Sport- und Freizeitflächen „NowaWiese“

Platz 3 >> 2935 Punkte >> DS 11/SVV/0817

Vorschlag: 
Die Stadt Potsdam soll im Haushalt 2012 die Mittel zur Verfügung stel-
len, um zwischen Park Babelsberg und Nutheschnellstraße die dringend 
benötigten Trainingsplätze, einen Bolzplatz und zwei Basketballfelder an-
zulegen. Der Abriss der gesamten Auffahrt nach Zentrum Ost und eine 
Einebnung des Geländes soll aufgegeben werden. Stattdessen soll nur die 
Brücke selbst zurückgebaut werden. Die eingesparten Kosten können für 
die Entwicklung der NowaWiese ausgegeben werden. In die detaillierten 
Planungen sollen das Kulturzentrum La Datscha, die Bürgerinitiative Ba-
belsberger Park und der SV Concordia Nowawes 06 einbezogen werden. 
Diese Initiativen haben bereits vor einigen Monaten in einem Workshop 
zahlreiche Ideen für eine Nutzung der Flächen entwickelt. Die Methode der 
Einbeziehung zukünftiger Nutzer und Nutzerinnen soll fortgeführt werden. 
Begründung: Die NowaWiese kann für vielfältige Sport- und Freizeitmög-
lichkeiten genutzt werden. Dazu zählen zwei Fußball-Großfeldplätze für den 
organisierten Jugend- und Kinderfußball. Außerdem können ein Bolzplatz, 
eine Discgolfanlage, zwei Basketballfelder, Tischtennisplatten und auf der 
Rampe eine Rad- und Rodelbahn angelegt werden. Für weitere Ideen sollte 
das Projekt „NowaWiese“ offen sein. Der Hundeauslaufplatz soll erhalten 
bleiben. Die große Wiese neben dem Kulturprojekt La Datscha gehört der-
zeit noch der Schlösserstiftung, sollte aber für eine sinnvolle Nutzung zur 
Verfügung gestellt werden. Um diese Nutzungsperspektive umzusetzen, 

muss die Stadt Potsdam lernen, bei der Entwicklung der „NowaWie-
se“ Freiräume und Eigeninitiativen zuzulassen. Sie sollte sich darauf be-
schränken, die Voraussetzungen für den Trainings- und Punktspielbetrieb 
am Babelsberger Park zu schaffen und die finanziellen Mittel für kleinere 
Sportanlagen zur Verfügung zu stellen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Ausgehend von der Beratung des Bürgerhaushalts 2011 wurden zum 
Platz 1 – Fußballplatz am Park Babelsberg – Inhalt und Kosten des Vor-
schlages geprüft und mit dem Vorschlagseinbringer abgestimmt. Mit 
folgendem Ergebnis: Ein Rasenplatz (Großfeld, Fußball) mit Ausstattung, 
Hundeauslaufplatz soll erhalten und der vorhandene kleine Bolzplatz ver-
legt werden. Die Herstellungskosten dafür betragen ca. 250.000 Euro.
Die Verwaltung prüft derzeit im Rahmen einer Bauvoranfrage die Mach-
barkeit und insbesondere die Vereinbarkeit mit dem Weltkulturerbe Ba-
belsberger Park. Eine Einbeziehung des Vorschlageinbringers ist durch 
die Bildung einer Arbeitsgruppe gegeben.
Der aktuelle Vorschlag bezieht sich zum Teil auf die selben Flächen und ist 
inhaltlich weitergehend. Auf die Flächen der Stiftung Preußische Schlös-
ser und Gärten kann die Stadt nicht zugreifen. Die derzeit verbleibende 
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städtische Fläche ist nicht groß genug und geeignet, um weitere Anlagen 
anzulegen. Die Fortführung des Ausbaues der L40, also Fertigstellung der 
Humboldtbrücke, der stadteinwärtigen Fahrspuren der Nuthestraße und 
Rückbau der Anschlussstelle und Rampe Humboldtring, wird für 2012 bis 
2015 im Haushalt angemeldet. Eine Beschlussfassung hierzu steht noch 
aus. Erst nach einem Rückbau der Brücke und der Rampe könnten ggf. 
weitere Überlegungen angestellt werden. Aber auch dann wäre die Fläche 
zu klein für sämtliche Vorschläge.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 800.000 bis 1 Mio. Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein 

Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Unterprodukt 4241000 „Sportstätten und Bäder“

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Es läuft eine Bauvoranfrage.
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Konzept zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum

Platz 4 >> 2862 Punkte >> DS 11/SVV/0818

Vorschlag: 
Angesichts der stetig steigenden Mieten in Potsdam wäre ein Konzept der Stadt 
für bezahlbaren Wohnraum dringend notwendig. Es kann nicht sein, dass ein 
großer Teil von langansässigen Mietern (auch zunehmend diejenigen mit Durch-
schnittseinkommen) in die Randgebiete von Potsdam verdrängt wird. Die Ent-
wicklung eines entsprechenden kommunalen Programmes ist unabdinglich.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Notwendigkeit, zum Erhalt bzw. der Schaffung bezahlbaren Wohnraumes 
wurde in der Stadtverwaltung früh erkannt. Allerdings sind die Möglichkeiten der 
Stadt sehr begrenzt. Eine direkte Einflussnahme auf die Mietenentwicklung in 
der Stadt besteht nicht, da diese allein durch die Regelungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches im Zusammenhang mit der jeweiligen Lage auf dem Wohnungs-
markt bestimmt wird. Die Sicherstellung ausreichender und angemessener 
Wohnbedingungen in den Kommunen ist maßgeblich auch eine Aufgabe des 
Landes.
Die Bemühungen der Stadt sind darauf gerichtet, ihren möglichen Beitrag zur 
Erhaltung preiswerter Wohnungen zu leisten, der auch im Stadtentwicklungs-
konzept Wohnen festgeschrieben wurde an dessen Umsetzung die Verwaltung 
bereits arbeitet.
So wird derzeit an der Erarbeitung eines kommunalen Wohnungsbaupro-
grammes gearbeitet. In diesem Zusammenhang wurde bereits seit 01.01.2011 
ein zweijähriges Modellprojekt zur Sicherung bezahlbarer Wohnungen gestartet.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Kosten für ein kommunales Wohnungsbauprogramm sind derzeit noch 
nicht absehbar und fallen noch nicht für den Haushalt 2012 an, da eine Ent-
scheidung, ob ein solches Programm aufgelegt werden soll, noch aussteht. 
Das Modellprojekt zur Sicherung bezahlbarer Wohnungen ist für die gesamte 
Laufzeit mit 250.000 Euro ausgestattet.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die 
Umsetzung bereits vorgesehen? Ja teilweise. Das Modellprojekt läuft bereits 
seit 1.1.2011 mit einer Laufzeit von zwei Jahren (Nachwirkungsfrist bis 2016).

Grundlage der Umsetzung:
Vereinbarung der Stadt mit der PRO POTSDAM

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto: Benennung eines Kontos 
nicht erforderlich, da die benötigten Mittel nicht über den Haushalt der Stadt 
sondern durch die PRO POTSDAM bereitgestellt werden.

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Empfehlungen für eine mögliche Umsetzung sind entbehrlich, da das Modell-
projekt bereits läuft. Deckungsquellen im HH 2012 sind nicht erforderlich, da 
die Mittelbereitstellung für die Gesamtlaufzeit (bis 2016) des Modellprojektes 
durch die PRO POTSDAM erfolgt.
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Mehr Sauberkeit in der Stadt (Abfallbehälter)

Platz 5 >> 2291 Punkte >> DS 11/SVV/0819

Vorschlag: 
Es wird vorgeschlagen, mehr Papierkörbe oder andere Abfallentsorgungs-
möglichkeiten in der Stadt zu schaffen. Z.B. an allen Haltestellen und anderen 
vielbenutzten Orten in der Stadt (bspw. rund um den Hauptbahnhof). Auch 
sollte mehr Personal eingesetzt werden, um Ordnung und Sauberkeit in Pots-
dam zu schaffen und dauerhaft zu gewährleisten. Es würde dem Stadtbild 
sicherlich gut tun.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Da Ordnung und Sauberkeit in der Landeshauptstadt Potsdam wichtige 
Grundsteine für die Lebensqualität sind, wurden innerhalb der finanziellen 
Rahmenbedingungen Papierkörbe und Hundetoiletten aufgestellt. 
Gegenwärtig sind in Potsdam mehr als 700 Behältnisse vorhanden, die ent-
sprechend ihrer Bedeutung turnusmäßig mindestens ein und bis zu sieben 
Mal wöchentlich an touristisch stark frequentierten Bereichen, und dazu zäh-
len die genannten Bereiche, entleert werden. 
Die Abfallbehälter an den Haltestellen sind gesetzlich vorgeschrieben und 
liegen in der Verantwortlichkeit des Öffentlichen Nahverkehrsunternehmens. 
Die Reinigungsintervalle werden vom Verkehrsbetrieb Potsdam (ViP) ständig 
überprüft und ggf. angepasst. Nach Auskunft des ViP werden die Abfall-
behälter am Hauptbahnhof und an anderen touristisch stark frequentierten 
Haltestellen täglich zweimal geleert, nur an Sonn- und Feiertagen erfolgt die 
Leerung einmal pro Tag. 

Der Fachbereich Ordnung-Sicherheit schätzt ein, dass in der Landeshaupt-
stadt Potsdam eine flächendeckende Aufstellung von Abfallbehältern nicht 
erforderlich und finanziell auch nicht tragbar ist. Im Rahmen des vorhan-
denen Budgets und einer effektiven Bewirtschaftung werden die vorhan-
denen und ggf. neu anzuschaffenden Papierkörbe kontinuierlich überprüft. 
Für ein Sponsoring bei Dritten (Wohnungsbaugenossenschaften, Vereinen, 
Händlern, Unternehmen) wird geworben.  
Die angestrebte und immer wieder zu Recht eingeforderte Sauberhaltung 
der Straßen unterliegt auch einer aktiven Mitwirkung der Anwohner, Bürger 
und Besucher der Stadt Potsdam. Stehen keine Abfallbehälter zur Verfü-
gung, muss der Abfall beim Verursacher verbleiben und darf nicht einfach 
achtlos weggeworfen werden. Auch einzelne Bürgerinnen und Bürger sind 
aufgefordert, mehr Wert auf die Sauberkeit in seinem Umfeld zu legen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Kosten Papierkorb einschließlich Montage je nach Typ zwischen 860 Euro 
und 1.900 Euro (Unterflurbehälter) / jährliche Unterhaltung und Entleerung 
pro Stück im Durchschnitt ca. 500 Euro. Die jährlich aufgewendeten Kosten 
liegen bei 250.000 Euro   

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? / Grundlage der Umsetzung:  
Ja, Straßenreinigungsgebührensatzung
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Vorschlag: 
Meiner Meinung nach sollten keine städtischen Gelder für den Wiederaufbau der 
Garnisonkirsche ausgegeben werden. Der gesamte Umbau der Breiten Straße 

kostet meiner Meinung nach viel zu viel. Ich bin gegen den Wiederaufbau.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der geplante Wiederaufbau der Garnisonkirche als Denkmal- und Erinne-
rungsort von nationaler und europäischer Bedeutung wird nicht aus städ-
tischen Geldern finanziert. Die Wiedergewinnung der Garnisonkirche als offene 
Stadtkirche entsprechend dem Konzept der evangelischen Kirche ist Ziel der 
gemeinnützigen „Stiftung Garnisonkirche Potsdam“. Die Beschaffung der er-
forderlichen Finanzmittel für Wiederaufbau, Erhaltung und Nutzung der Garni-
sonkirche erfolgt durch die „Fördergesellschaft Garnisonkirche Potsdam“, die 
eng mit der Stiftung zusammenarbeitet.
Unabhängig vom Wiederaufbau der Garnisionkirche ist der Ausbau der Breiten 
Straße innerhalb des Sanierungsgebietes zur Erschließung der Potsdamer Mit-
te erforderlich. Der Straßenzustand ist vordringlich zu verbessern. Im Rahmen 
der aktuellen Planung soll der Verkehrsraum auf einer angemessenen Breite 
ausgebaut und mit Baumpflanzungen ergänzt werden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Keine 

Umsetzungszeitraum: Nicht bekannt

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja

Grundlage der Umsetzung: Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
(Sanierungsziele Potsdamer Mitte, B-Plan Nr. 1)
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Kein Stadtgeld für Wiederaufbau der Garnisonkirche

Platz 6 >> 1779 Punkte >> DS 11/SVV/0820

>> Nachtrag Oktober 2011 zu Sponsoring: 
Für ein Sponsoring bei Dritten (Wohnungsbaugenossenschaften, Vereinen, 
Händlern, Unternehmen) wird geworben. Hierbei werden aber in der Folge nur 
die Anschaffungs- und montagekosten gedeckt. Die in der Folge notwendigen 
Unterhaltungskosten gehen zu Lasten der Ladneshauptstadt Potsdam.

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
5450100 . 5455210 Straßenreinigung. Erstattung Papierkorbentleerung (zum 
Vergl. 2008 – 256.796,93 € / 2009 – 257.430,12 € / 2010 – 282.369,21 € / 
2011 – 297.500,00 €  als Planansatz)

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Es handelt sich um eine freiwillige Aufgabe im Rahmen der o.g. Verfahrenswei-
se. Ein massiver Ausbau der Standorte wäre nur über eine weitere Erhöhung 
des Aufwendungsansatzes möglich.
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Besserer Betreuungsschlüssel für Kitas

Platz 7 >> 1315 Punkte >> DS 11/SVV/0821

Vorschlag: 
Ich schlage eine Veränderung des Betreuungschlüssels vor, so dass die 
Zeit die ein/e Erzieher/in mit pflegerischen und versorgenden Tätigkeiten 
verbringt nicht die komplette Zeit mit den Kindern verschlingt, sondern 
eben noch Zeit für pädagogische Arbeiten und Wertschätzung des Kindes 
und seine Leistungen und Zeit für Bedürfnisbefriedigung der Kinder bleibt. 
Die Kita ist als Bildungseinrichtung zu sehen und soll gesellschaftliche Dif-
ferenzen minimieren, dazu ist mehr pädagogisches Personal notwendig, 
sowie eine umfangreiche finanzielle Ausstattung für eine Umsetzung der 
Bildungsarbeit und dem Gerechtwerden des einzelnen Kindes, durch Aus-
flüge, Durchführung von Experimenten usw.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Zuständigkeit für die Festsetzung des Betreuungsschlüssels in Kitas 
obliegt dem Land Brandenburg. 
Jede Erhöhung des Personalschlüssels ist mit Zuwendungen für Personal-
kosten verbunden, die durch die Landeshauptstadt zusätzlich zu den der-
zeitigen / aktuellen Kosten bereitzustellen sind. Der Elternbeitrag entspricht 
dabei nur einem Bruchteil der tatsächlichen Kosten.
Das Land hat vor kurzem den Personalschlüssel positiv verändert. Weitere 
Veränderungen sind zur Zeit nicht finanzierbar.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Verbesserung des Betreuungsschlüssels von 1:7 auf 1:6 im Krippen-
bereich (0-3 Jahre)  und von 1:13 auf 1:12 im Vorschulbereich (3-6 Jahre) 
zog eine Erhöhung der Folgekosten (zuzüglich zu den jährlich aufgewen-
deten Mittel von 60 Mill. Euro) von 3,5 Mill. Euro in Form von Mehrzu-
schüssen der Ladneshauptstadt an Freie Träger nach sich.  

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, seit  1.10.2010.

Grundlage der Umsetzung: Novelle des Kita- Gesetzes des Landes 
Brandenburg 10/2010 und damit im Zusammenhang stehende Ände-
rung der §§10,16 (Gruppenstärke / Bezuschussung) 

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
3650200.5317100 „Betreuung von Kindern-freie Träger/Zuschüsse pri-
vate Unternehmen“ und 3650200.5318100 „Betreuung von Kindern-freie 
Träger/Zuschüsse an freie Träger und Vereine“
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100% Strom aus erneuerb. Energien / Neubau Anlagen

Platz 8 >> 1277 Punkte >> DS 11/SVV/0822

Vorschlag: 
100% erneuerbare Energien bis 2050 für ganz Deutschland. Wie es geht 
hat Greenpeace gezeigt. Potsdam sollte als Landeshauptstadt Vorbild für 
andere Städte werden. Dafür sind durch die Stadt weitere Anlagen zu 
errichten und Dachflächen städtischer Gebäude für die Errichtung von 
Solaranlagen kostengünstig an Investoren zu verpachten. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Antragsteller bezieht sich auf eine Greenpeacestudie in der – neben 
Solarenergie – auch die anderen alternativen Energieträger Berücksichti-
gung finden. So z.B. Kraft-Wärme-Kopplung, die in Potsdam bereits seit 
1995 im Kraftwerk Süd genutzt wird.  
Das Ziel des Vorschlags wird somit im Rahmen des Klimaschutzes bereits 
in Teilen verfolgt. Durch die Mitgliedschaft im Klimabündnis hat sich die 
Stadt verpflichtet, im Jahr 2050 nur noch 2,5t CO2 / Jahr pro Einwohner 
auszustoßen. Es wird der Ausbau der Solarenergie im Stadtgebiet ideell 
gefördert. Beispiele dafür sind: Solardachkataster im Internet, Workshops 
für spezielle Zielgruppen z.B. Wohnungswirtschaft, evtl. Kampagnen oder 
bundesweite Wettbewerbsteilnahmen, sofern dazu die Kapazitäten vor-
handen sind.
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>> Ergänzung Oktober 2011:
Die Entscheidung über eine Veränderung der Personalausstattung in Kitas, 
einschließlich der damit verbundenen Erhöhung der Zuwendungen an die 
Kommunen  obliegt der Zuständigkeit des Landes Brandenburg.
Eine weitere zusätzliche Erhöhung der vom Land vorgegebenen Personal-
ausstattung in Kitas, auf Initiative und auf Kosten der Landeshauptstadt 
Potsdam ist unter Beachtung der kommunalen finanziellen Spielräume 
nicht zu empfehlen.
Da es sich um eine pflichtige Leistung handelt, können Fördermittel, Spon-
soring, Projektmittel etc. nicht zur Deckung von Mehraufwendungen heran-
gezogen werden.
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Bereits jetzt unterstützt bspw. das lokale Energieversorgungsunterneh-
men Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP) das Anliegen. Durch 
die Installation einer großen Solaranlage auf dem Dach des Verkehrshofs 
der Verkehrsbetriebe in Potsdam (ViP) wird Solarstrom eingespeist und 
genutzt. Die 3.654 m² große Anlage hilft, jährlich 238.000 kg Kohlendi-
oxid einzusparen. Daneben bietet der Kommunale Immobilien Service 
(KIS) interessierten Investoren insgesamt ca. 13.000 m² Flachdachfläche 
für Photovoltaikprojekte an. Die geprüften Dachflächen können für eine 
Mindestdauer von 20 Jahren zum Selbstkostenpreis gemietet werden. 
Eine detaillierte Auflistung der Flachdachflächen ist online unter www.kis-
potsdam.de abrufbar.  

Kosten der Umsetzung / Folgekosten:  
Bis 2020 könnten alle im Klimaschutzkonzept beschriebenen Maßnah-
men ca. 330 Mio. Euro Kosten verursachen. Davon betreffen ca. 8-9 Mio. 
Kosten für unterschiedliche Maßnahmen in Trägerschaft der Landes-
hauptstadt Potsdam (bspw. energetische Gebäudesanierung).

Umsetzungszeitraum: 1. Etappenziel bis 2020: 20%-Energieersparnis 
Bis 2050: 100% Strom aus Erneuerbaren Energien

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja, es wurden aufgrund der guten Renditebedin-
gungen in den letzten Jahren auch in Potsdam viele neue Anlagen ge-

baut. Aufgrund der Renditeunsicherheiten für die Zukunft sind die Investi-
tionen deutschlandweit jedoch zurückgegangen.

Grundlage der Umsetzung: Beschluss vom 04.05.2011 zum integrierten 
Klimaschutzkonzept der Landeshauptstadt Potsdam (DS 11/SVV/0126). 

>> Aktualisierung vom September 2011: 
Das Auswahlverfahren zur Anmietung von Dachflächen für die Installation 
von Photovoltaikanlagen abgeschlossen wurde. Insgesamt gab es 12 In-
teressenten von denen der KIS sechs für die Anmietung der veröffentlich-
ten Dachflächen ausgewählt hat. Weitere Dachflächen zur Belegung mit 
Photovoltaikanlagen stehen derzeit nicht zur Verfügung.

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Einnahmen aus Verpachtungen von Dachflächen städtischer Gebäude für 
Solaranlagen sind Einnahmen des Eigenbetrieb Kommunaler Immobilien-
service.

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Vorschlag wird bereits umgesetzt.
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Buslinie 693 wieder durchgängig bis Johannes-Kepler-Platz

Platz 9 >> 1143 Punkte >> DS 11/SVV/0823

Vorschlag: 
Es wird vorgeschlagen, die Buslinie 693 wieder durchgängig bis zum Jo-
hannes-Kepler-Platz über das Stern-Center ins Liniennetz aufzunehmen. 
Verspätungen, die zur Kappung der Buslinie führten, bestehen nach wie 
vor. Erwartungen wurden nur eingeschränkt erfüllt und führten zu erheb-
lichen Nachteilen für Behinderte, Rollstuhlfahrer, ältere Bürger sowie Mütter 
mit Kinderwagen. Geplante Wartezeiten von 5 und 11 Minuten sind nicht 
vertretbar. In Richtung Küssel kommt es wiederholt zu Wartezeiten von 18 
Minuten! Ohne mehrmals umzusteigen oder längere Strecken fußläufig zu-
rückzulegen ist das Einkaufscenter nicht zu erreichen. Geringfügige Ver-
spätungen im Bus sitzend sind das kleinere Übel. Zur Realisiierung dieses 
Vorschlags sollte gespart werden bei Überangeboten im Busliniennetz 
(Friedrich-Engels-Str. 4 Buslinien, Babelsberg Nord 2 Buslinien).

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Für das Liniennetz ist auf Grundlage des Nahverkehrsplans das beauftragte 
Nahverkehrsunternehmen (ViP) zuständig. Der öffentliche Nahverkehr ist in 
einer Stadt von der Größe Potsdams ein komplexes System, dass unzähli-
ge Verknüpfungspunkte aufweist. Ein solches System kann durch nicht kal-
kulierbare Schrankenschließzeiten erheblich gestört werden. So wurde für 
den Bahnübergang an der Großbeerenstraße die alternative Linienführung 
über die Nutheschnellstraße gewählt, die leider zu Fahrzeitverlängerungen 
führte, aber Stabilität in das Gesamtsystem brachte.

Eine solche Alternative besteht derzeit für den Bahnübergang Rehbrücke 
nicht. Aus diesem Grunde wurde die Variante der Brechung der Linie 693 
gewählt, um die erforderliche Stabilität zu erreichen und Anschlüsse zu 
sichern. Dass dies noch nicht perfekt gelungen ist, liegt zum Einen an 
den beiden harten Winterperioden und zum Anderen nach wie vor an 
den Schrankenschließzeiten selbst. Eine durchgehende Verbindung wür-
de wiederum einen Mehraufwand an Fahrzeugen und Personal erfordern 
sowie das System instabil werden lassen und dann unweigerlich an ande-
rer Stelle Anschlussverluste oder längere Wartezeiten hervorrufen, wovon 
mehr Fahrgäste betroffen wären. 
Eine Einsparung an anderer Stelle im Busnetz würde diesem Problem im 
Gesamtsystem nicht helfen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten; Umsetzungszeitraum / Wird 
der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung bereits vor-
gesehen?; Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
5470002  5315000  „ÖPNV für mehrheitlich städtische Gesellschaften, 
Zuschüsse für laufende Zwecke an verbundene Unternehmen, Beteili-
gungen und Sondervermögen“ / 5470003  5315000 „ÖPNV für Stadt-
werke Potsdam GmbH, Zuschüsse für laufende Zwecke an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen“
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Kostenloser Nahverkehr bei Ausflügen von Schulen und Kitas

Platz 10 >> 1046 Punkte >> DS 11/SVV/0824

Vorschlag: 
Der kostenlose Nahverkehr soll bei Kita-Gruppen für alle Kinder gelten. 
Also auch für die Kinder, die schon das 6. Lebensjahr vollendet haben. Die 
schon sechsjährigen Kinder würden dann bei Ausflügen nicht sagen müs-
sen, sie seien noch 5 Jahre alt, um das Fahrgeld zu sparen. Für Kinder und 
Erzieher ist es schon aufregend genug, sich auf den Straßenverkehr, den 
Bus oder die Straßenbahn zu konzentrieren. 
Für Erzieher, Lehrer und begleitende Eltern sollte der Nahverkehr bei Aus-
flügen kostenlos sein. Gerade die begleitenden Eltern kommen freiwillig mit, 
um die Lehrer und Erzieher bei den Unternehmungen zu unterstützen und 
sollten dann nicht noch Fahrgeld zahlen müssen.
Alle Lehrer sollten ein Informationsblatt erhalten, auf welche Weise und bei 
welcher zuständigen Stelle sie kostenlosen Nahverkehr für ihre Schulklas-
sen bei Ausflügen beantragen können. Nicht alle Lehrer sind darüber genü-
gend informiert. Aus eigener Anschauung kann ich berichten, wie mühsam 
es selbst für erfahrene Klassenlehrer sein kann, in der fahrenden Straßen-
bahn für einzelne Kinder am Automaten Fahrscheine zu besorgen und ihre 
Klasse gleichzeitig nicht aus den Augen zu lassen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die im Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg geltenden Tarifbestimmungen 
sind die Grundlage für die Beförderung von Personen im öffentlichen Nah-

verkehr. In diesem ist die Altersgrenze entsprechend festgelegt. Der Ver-
kehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP), als städtisches Unternehmen, handelt 
nach diesen Tarifbestimmungen, geht jedoch genau mit dieser Regelung 
kulant um. Sechsjährige Kindergartenkinder werden ebenso kostenlos 
befördert wie die weiteren Gruppenmitglieder unter 6 Jahren. Soziallei-
stungsempfänger können die Fahrtkostenerstattung für eintägige Ausflü-
ge beim Sozialamt über das Bildungs- und Teilhabepaket beantragen. 
Für die kostenlose Beförderung von Schulklassen einschließlich Lehrern 
und begleitenden Eltern bei Ausflügen gibt es keine rechtliche Grundlage. 
Zumindest die Lehrer können ihre Aufwendungen bei Ihrem Arbeitgeber 
(Staatliches Schulamt Brandenburg) über einen Dienstreiseauftrag gel-
tend machen. 
Anders verhält sich der Sachverhalt bei der Beförderung für Grundschüler 
bei Projekt- und Thementagen. An diesen nehmen jedoch keine Eltern 
teil. Die Schule sichert die Aufsicht ab und nimmt eine entsprechende 
Benotung der Schüler vor. Projekt- und Thementage sind Unterricht, 
so dass die notwendigen Fahrtkosten – entsprechend § 110, Absatz II, 
Punkt 5 des Brandenburgischen Schulgesetzes – finanziert werden. Die 
Schulen können hierfür die entsprechenden Anträge zur Finanzierung der 
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Kulturstandort „Archiv“ erhalten

Platz 11 >> 1039 Punkte >> DS 11/SVV/0825

Vorschlag: 
Dem Kulturstandort „ARCHIV“, in der Leipziger Straße 60, die Brand-
schutzssanierung bezahlen und den Kommunalen Immobilien Service be-
auftragen endlich langfristige Nutzungsverträge mit dem Archiv e.V. abzu-
schließen!

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Durch die Landeshauptstadt Potsdam wurden für die brandschutztech-
nische Sanierung des Gebäudes des Archiv e.V. in der Leipziger Straße 
im Jahr 2010 225.000 Euro zur Verfügung gestellt. Im ersten Quartal 2011 
erfolgte die Genehmigung des Bauantrages. Dadurch ist die Voraussetzung 
gegeben, dass mit der brandschutztechnischen Sanierung des Gebäudes 
begonnen werden kann. Die letztendlich erteilte Baugenehmigung bildet 
die Grundlage für die dauerhafte Nutzung des Gebäudes in der Leipziger 
Straße 60 zu Zwecken des Archiv e.V. Weiterhin stellt die Landeshauptstadt 
Potsdam weitere 100.000 Euro im Jahr 2011 zur Verfügung. 
Die Landeshauptstadt Potsdam wird auch weiterhin gemeinsam mit dem 
Archiv e.V. und der Arbeitsgruppe Jugend- und Soziokultur an der Umset-
zung des Vorschlags arbeiten.

Beförderung zu Unterrichtsorten außerhalb der Schule an den Fachbereich  
Bildung und Sport stellen. Nach Prüfung der Anträge stellt der Fachbereich 
den Schulen die erforderlichen Fahrausweise zur Verfügung. Es besteht die 
Möglichkeit, die Schulleiter in den jährlichen Schulleitertagungen regelmä-
ßig über diese Möglichkeit zu informieren.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? -

Grundlage der Umsetzung: 
Tarif des Verkehrsverbunds Berlin-Brandenburg (VBB) sowie Drucksache  
11/SVV/0324 „Bildungs- und Teilhabepaket nach dem SGB II und XII“ und 
§ 110, Absatz II, Punkt 5 des Brandenburgischen Schulgesetzes

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
241000  5429100 „Aufwendungen für Schülerbeförderung, Schülerspeisen 
und sonstigen Aufwand für Schüler“
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Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Abhängig von der „Entwurfsunterlage-Bau“

Umsetzungszeitraum: Laufend

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja

Grundlage der Umsetzung:
Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
2840104.7818000 „Einrichtungen Freier Träger, Zuschüsse 
und Investitionen“

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Vorschlag befindet sich bereits in der Realisierung.
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Fortsetzung von Seite 18
Staudenhof erhalten und pflegen

Platz 12 >> 714 Punkte >> DS 11/SVV/0826

Vorschlag: 
Der einstmals sehr gelungene Staudenhof sollte wieder in Ordnung gebracht, 
richtig gepflegt und erhalten werden. Die Anlage ist ein Kleinod in Potsdams 
Innenstadt und passt sehr gut in das bestehende Architektur-Ensemble.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam: Der Bereich Grünflächen 
wird bereits mit den kommenden Pflegegängen einen Großteil der unbestrit-
tenen Missstände abstellen, sofern diese nicht unmittelbar in dem angren-
zenden Baugeschehen begründet sind. Größere Schnittmaßnahmen, die der 
Anlage die fehlende Transparenz und Überschaubarkeit zurückgeben, erfol-
gen einschließlich diverser Nachpflanzungen in der kommenden Pflanzsaison. 
Entsprechend den Zielen des Sanierungsgebiets „Potsdamer Mitte“ ist jedoch 
festzustellen, dass langfristig eine Überplanung des Staudenhofs vorgesehen 
wird.
Kosten der Umsetzung / Folgekosten und Umsetzungszeitraum: Fortlau-
fend - Die Pflege erfolgt mit eigenen Arbeitskräften, die Kosten sind über das 
Gesamtbudget des Bereichs Grünflächen gedeckt. 
Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja, im Bezug auf die Pflege der Grünanlage
Grundlage der Umsetzung: Pflegeauftrag des Bereiches 472 

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
5510000 / 5221100 - „Unterhaltung des sonst. Vermögens“



Radweg zwischen Wetzlarer Straße und Stern erneuern

Platz 13 >> 591 Punkte >> DS 11/SVV/0827

Vorschlag: 
Der Radweg entlang der Autobahnbrücke zwischen Stern und Schlaatz 
müsste dringend verbessert werden. Dieser Radweg von der Wetzlarer 
Straße (an Heiztrasse entlang) zum Stern wird von vielen Radfahrern ge-
nutzt und sollte dementsprechend ausgebaut werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Bei dem betreffenden Weg handelt es sich um einen Wartungsweg für die 
Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP). Dieser befindet sich über wei-
te Abschnitte im Privateigentum und ist daher kein offiziell gewidmeter Rad-
weg. Kleinteilige Verbesserungsmaßnahmen wurden in der vergangenen 
Zeit durchgeführt. Für einen Ausbau des Weges muss die Landeshaupt-
stadt Potsdam großflächig Eigentum erwerben. Eine Realisierung wird frü-
hestens im Jahr 2013 für wahrscheinlich gehalten und ist abhängig davon, 
wann der Grunderwerb abgeschlossen ist. Außerdem ist ein nicht unerheb-
licher planerischer Vorlauf notwendig.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Baukosten werden auf ca. 450.000 Euro geschätzt. Im Zuge der Priori-
tären des Radverkehrskonzeptes sind in der Route C bisher für das alterna-
tive Teilstück am Baggersee nur 25.000 Euro eingestellt. Es muss entweder 
ein Beschluss gefasst werden, welche Maßnahmen aus dem Programm 

Fahrradinfrastruktur bzw. dem diesen zu Grunde liegenden Radverkehrs-
konzept nicht bzw. zu einem späteren Zeitpunkt umgesetzt werden sollen 
oder es müssen die Mehrkosten in der entsprechenden Haushaltspla-
nung für 2013 berücksichtigt werden.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, frühestens 2014.

Grundlage der Umsetzung: 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung „Prioritäten Radwegenetz“  
(DS 10/SVV/0928)

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
5410023 „Gemeindestraßen, Verkehrsanlagen, RVK“

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Investitionsnummer: 094000140103
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Drei- bzw. Sechsmonatskarten im Nahverkehr anbieten

Platz 14 >> 574 Punkte >> DS 11/SVV/0828

Vorschlag: 
Als Ergänzung zum Fahrradkonzept der Stadt Potsdam, wäre es sinnvoll 
für die Wintermonate ein ÖPNV-Abo mit 3 bzw. 6 Monaten Laufzeit anzu-
bieten. Dann könnte es der Stadt gelingen, noch mehr Bürger zu animieren, 
mit dem Fahrrad und dem ÖPNV zu fahren.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Halbjahresabonnements bzw. ähnliche Angebote mit kürzerer Laufzeit 
werden gegenwärtig nicht angeboten, da solche Tarifangebote das beste-
hende 12-Monats-Abonnement unterlaufen würden. Es gibt im Laufe des 
Jahres saisonbedingte Schwankungen bei den ÖPNV-Nutzern. So sind in 
den Wintermonaten entsprechend mehr Personen mit Bussen und Bahnen 
unterwegs. Zu diesen Verkaufsspitzen – und das zeigen die Verkaufsstati-
stiken im Verkehrsverbund Berlin / Brandenburg – werden zum größten Teil 
Einzelfahrausweise und Monatskarten erworben. Das Ziel ist es jedoch, die 
Fahrgäste ganzjährig an den ÖPNV zu binden. Aus diesem Grund wurden 
gerade in Potsdam diese Abonnements im Vergleich erheblich reduziert, 
um Kunden zu gewinnen. In Potsdam lohnt es sich bereits nach 17 Fahrten 
im Monat ein Abonnement abzuschließen. Mit der Einführung von Viertel- 
und Halbjahresabonnements würde der Kunde zudem zu Beginn z. B. des 
Winterhalbjahres jedes Jahr erneut vor eine Kaufentscheidung gestellt wer-

den, ohne dass die Verkehrsunternehmen die Sicherheit haben, dass die 
Kunden sich wirklich an den ÖPNV binden.
Diese Forderung würde aus den genannten Gründen im Rahmen des 
Tarifverbundes Berlin-Brandenburg, dem alle öffentlichen Brandenburger 
und Berliner Verkehrsunternehmen angehören, keine Mehrheit finden. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Gegenwärtig nicht bezifferbar.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
5470002  5315000  „ÖPNV für mehrheitlich städtische Gesellschaften, 
Zuschüsse für laufende Zwecke an verbundene Unternehmen, Beteili-
gungen und Sondervermögen“ / 5470003  5315000 „ÖPNV für Stadt-
werke Potsdam GmbH, Zuschüsse für laufende Zwecke an verbundene 
Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen“
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Fußballplatz im Potsdamer Norden schaffen

Platz 15 >> 550 Punkte >> DS 11/SVV/0829

Vorschlag: 
Die Bedingungen für den organisierten Breitensport im Potsdamer Norden, 
insbesondere im Bornstedter Feld, sind unzureichend. Die Sportanlage in 
der Kirschallee wird für den Schul-, Vereins- und Freizeitsport genutzt und 
ist völlig überlastet. Die Vereine können keine neuen Mitglieder aufnehmen, 
da die Sportanlagen fehlen. Auf Grund der stark steigenden Bevölkerungs-
zahl im Stadtteil gibt es bei den Vereinen auch in den nächsten Jahren eine 
große Nachfrage vor allem im Kinder- und Jugendbereich. Dringend not-
wendig sind u.a. Rasen- und/oder Kunstrasenplätze, die für Training und 
Spielbetrieb geeignet sind, sowie entsprechende Sozialgebäude.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Erholungs-, Spiel- und Freizeitanlagen im unmittelbaren Wohnbereich sind 
wesentliche Bestandteile einer Wohnungs- und Siedlungspolitik. Der Potsda-
mer Norden erreicht einen Versorgungsgrad mit ungedeckten Sportflä-chen 
von 66 %. Der Entwicklungsbereich Bornstedter Feld verfügt über 2,3ha 
ungedeckter Flächen für die Freizeit- und Sportnutzung. Mit dem Bau der 
Grundschule an der Pappelallee entsteht eine Sporthalle. 
Der Volkspark ist weitestgehend ungeeignet für den Vereinssport, insbeson-
dere für den wettkampforientierten Vereinssport / Fußball. Neben der Anlage 
in der Kirschallee wäre eine weitere in dem stark wachsenden Stadtteil sport-
fachlich wünschenswert, allerdings war und ist mittelfristig die Finanzierung 

auf Grund der angespannten, schwierigen Haushaltslage sowie anderer 
Prioritäten wie z.B. Schulsanierungen derzeit nicht darstellbar.
Ein vordringliches Ziel Potsdams ist der Wohnungsbau. Er soll zur Entla-
stung des angespannten Wohnungsmarktes dienen. Die Erlöse aus dem 
Verkauf von Wohnbauflächen werden von der Stadt für die Erstellung von In-
frastruktur (Straßen, soziale Infrastruktur wie Schulen, Kitas und Jugendfrei-
zeitheim) im Entwicklungsbereich Bornstedter Feld benötigt. Sollte ein wei-
terer Fußballplatz für den Vereinssport im Entwicklungsbereich Bornstedter 
Feld verortet werden, ist mit Wegbruch der städtischen Einnahmemöglich-
keiten durch die Veräußerung von Wohnbauflächen die Finanzierung dieser 
Infrastruktur gefährdet.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Ca. 2,4 Mio. Euro für Fußballplatz, Sportfunktionsgebäude, Grundstück

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein 

Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Unterprodukt 4241000 „Sportstätten und Bäder“

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam: 
Die Bereitstellung einer entsprechenden Fläche im Potsdamer Norden 
wäre in Kooperation mit dem Entwicklungsträger Bornstedter Feld vor-
stellbar. 
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Vier aufofreie Sonntage im Jahr (je 8-21 Uhr)

Platz 16 >> 547 Punkte >> DS 11/SVV/0830

Vorschlag: 
Es sollte vier autofreie Sonntage im Jahr, je von 8 bis 21 Uhr geben. Dies 
könnte für Strassenfeste und -aktionen und auch für touristische Angebote 
gezielt beworben und genutzt werden. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Derartige Vorhaben sind durch die geltende Rechtssprechung als unver-
hältnismäßig eingestuft worden und somit nicht möglich. 
Eine Sperrung einzelner Straßen bzw. Straßenabschnitte für die Durchfüh-
rung von Festen wird bereits praktiziert.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht abschätzbar.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Es handelt sich bei verkehrsrechtlichen Anordnungen um komplexe Ver-
fahren, für die Aufwendungen aus mehreren Kontengruppen (50 Perso-
nalaufwendungen, 52 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen, 54 

sonstige ordentliche Aufwendungen sowie 58 Aufwendungen für interne 
Leistungsbeziehungen) angesprochen werden. Eine genaue Bezifferung 
ist hier nicht mögliche. Darüber hinaus sind sowohl in der Vorbereitung 
der Entscheidung als auch in der Umsetzung unterschiedliche Behörden 
und Fachbereiche beteiligt.
Da hier nur im Rahmen der Beantragung einer Veranstaltung die Sperrung 
einzelner Straßen oder Straßenabschnitte möglich ist, werden die durch 
die Verwaltung erbrachten Leistungen durch die Erhebung einer Gebühr 
abgedeckt. Diese Gebühr wird gegenüber dem Antragsteller erhoben und 
fließt dem Haushalt zu.

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam: 
Es ist lediglich eine Sperrung einzelner Straßen oder Straßenzüge auf-
grund von Veranstaltungen nach entsprechender Erlaubnis möglich.
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Sicherheit am Überweg Geschwister-Scholl-Str. (Nähe Kita Tausendfüßler)

Platz 17 >> 541 Punkte >> DS 11/SVV/0831

Vorschlag: 
Die AWO-Kita Tausendfüßler liegt an der Geschwister-Scholl-Straße 52a, etwas 
abseits der Straße. In Höhe des Eingangs zur Kita gibt es einen Fußgängerüber-
weg (Zebrastreifen) und für diesen Bereich ist eine Tempo-30-Zone von 6 bis 17 
Uhr eingerichtet. Trotz eines Achtung-Kinder-Schildes und der Tempo-30-Zone 
fahren zu viele Autofahrer zu schnell an dieser Stelle und zu viele Autofahrer 
bemerken den Zebrastreifen häufig zu spät. Das führt sehr oft dazu, dass Eltern 
und Kinder bereits auf dem Überweg sind, aber Autos nicht anhalten. Zudem 
passiert es auch sehr häufig, dass Autos, die an dem Überweg vorschriftsmäßig 
halten, von drängelnden Autos überholt werden - das sind sehr gefährliche Situ-
ationen, die etliche Eltern bereits erlebt haben. Deshalb haben wir Eltern bereits 
an die Stadtverwaltung geschrieben und gebeten, die Tempo-30-Zone auszu-
weiten und Maßnahmen zu ergreifen, die den Zebrastreifen besser und früher 
sichtbar machen. Möglich wäre eine Überkopf-Aufhängung mit Beleuchtung 
über dem Zebrastreifen, um mehr Aufmerksamkeit zu schaffen. Mein Vorschlag 
ist, eine solche Aufhängung so schnell wie möglich anzubringen, damit auch im 
Winter durch Beleuchtung mehr Sichtbarkeit erzeugt wird. Und zudem schlage 
ich vor, nicht nur ein rot-weißes Achtung-Kinder-Schild dort anzubringen, son-
dern ein Straßenbanner aufzuspannen, das auf die Kita in diesem Bereich auf-
merksam macht. Immerhin sind es 140 Kinder, die dort jeden Tag hingebracht 
und abgeholt werden. Es muss deutlich werden, dass an dieser Stelle eine Kita 
steht und viele Kinder die Straßen vor allem morgens und nachmittags queren.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Unter der Drucksache 11/SVV/0421 hat die Stadtverordnetenversammlung 
bereits im Mai 2011 einen ähnlichen Antrag an die Verwaltung der Landes-
hauptstadt Potsdam gerichtet. 
Im Rahmen einer speziell auch diesen Fußgängerweg betrachtenden Verkehrs-
schau - unter Teilnahme von Mitarbeitern der einzubeziehenden Fachämter 
der Stadtverwaltung und dem Polizeipräsidium Potsdam - wurden Maßnah-
men getroffen, welche die ungehinderte Querungssicherheit am Fußgänger-
überweg noch erhöhen. So wurde die Markierung des Fußgängerüberweges 
erneuert und die Verkehrszeichen ausgetauscht. Das Tempo-30-Schild und 
das Schild „Achtung Kinder“ wurden auf einem Pfosten kombiniert, um die 
Begründung der Geschwindigkeitsbegrenzung zu verdeutlichen. 
In unmittelbarer Nähe zum Fußgängerüberweg befinden sich jeweils in beiden 
Fahrtrichtungen Straßenlaternen. Diese sorgen für eine vollkommene Aus-
leuchtung, damit Fußgänger auch bei Dunkelheit oder regennasser Fahrbahn, 
auf dem Fußgängerüberweg und an den Warteflächen am Straßenrand deut-
lich erkennbar sind. 
Eine zeitliche Ausdehnung der Tempo-30-Zone über 17 Uhr hinaus ist nicht 
möglich, da kein straßenverkehrsrechtlicher Grund vorliegt. Dafür müsste sich 
in der Zeit zwischen 17 und 18 Uhr eine Gefahrenlage widerspiegeln bzw. ein 
erhöhter Querungsbedarf bestehen. Über mehrere Tage hinweg durchgeführte 

Seite 24

Fortsetzung auf Seite 25



spezielle Beobachtungen in benannter Zeit haben ergeben, dass der Spitzen-
wert von querenden Fußgängern bei lediglich sechs Querungswilligen liegt. Die 
Anzahl rechtfertigt nicht die Herabsetzung der Höchstgeschwindigkeit von 50 
km/h auf 30 km/h. Die Geschwindigkeitsreduzierung bezieht sich zudem nicht 
zwingend auf die tatsächlichen Öffnungszeiten der Einrichtung, sondern einer 
über das übliche Maß hinausgehenden Gefährdung bestimmter Verkehrsteilneh-
mer. 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass der betreffende Fußgängerüberweg gemäß 
der Straßenverkehrsordnung den gesetzlichen Vorschriften in vollem Umfang 
entspricht. Die Fahrzeugführer werden durch das Gefahrenzeichen in Komi-
bination mit der Herabsetzung der Geschwindigkeit für querende Kinder voll-
umfänglich sensibilisiert. Die angeführten Punkte und die damit ausgedrückten 
subjektiven Sicherheitsbedenken begründen nicht die Anordnung weiterer bzw. 
die Verschärfung bestehender Verkehrsverbote oder -beschränkungen. Im Ver-
gleich zu anderen Fußgängerüberwegen im Potsdamer Stadtgebiet, ist der be-
treffende einer der seit vielen Jahren existierenden mit sehr hoher (und vieler Orts 
wünschenswerter) Akzeptanz bei den Fahrzeugführern.
Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Die Verkehrsschau für die Fußgänger-
überwege fand am 31.3.2010 statt. Die Markierungs- und Beschilderungsar-
beiten, die im Ergebnis dessen notwendig waren, wurden im Mai 2010 beauf-
tragt. Am 15.7.2010 wurden die Beschilderungs- und Markierungsarbeiten am 
Fußgängerüberweg ausgeführt: 1.325 Euro.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die 
Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, umgesetzt im Sommer 2011.

Grundlage der Umsetzung: StVO
(Prüfung: Siehe Drucksache 11/SVV/0421 „Mehr Sicherheit für Kinder und El-
tern vor der AWO-Kita in der Geschwister-Scholl-Straße“)

>> Aktualisierung vom Oktober 2011: 
Durch die vorhandene Abpollerung des Seitenstreifens im unmittelbren Um-
feld des Fußgängerweges wird die Erkennbarkeit zusätzlich unterstützt. Auch 
der regelmäßige Einsatz von Geräten zur Überwachung der Einhaltung der 
Geschwindigkeitsbegrenzung -sowohl im restriktiven als auch im präventiven 
Bereich- tragen zur Verkehrssicherheit in diesem Bereich bei.

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Es handelt sich bei verkehrsrechtlichen Anordnungen um komplexe Verfah-
ren, für die Aufwendungen aus mehreren Kontengruppen (50 Personalauf-
wendungen, 52 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen, 54 sonstige 
ordentliche Aufwendungen sowie 58 Aufwendungen für interne Leistungsbe-
ziehungen) angesprochen werden. Eine genaue Bezifferung ist hier nicht mög-
liche. Darüber hinaus sind sowohl in der Vorbereitung der Entscheidung als 
auch in der Umsetzung unterschiedliche Behörden und Fachbereiche beteiligt.
Für die Umsetzung  der Anordnung zur Aufstellung von Verkehrszeichen ent-
stehen dann abschließend im Fachbereich 47 Grün- und Verkehrsflächen 
nochmals Aufwendungen.

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam: 
Mögliche Umsetzungsmaßnahmen sind ausgeschöpft.
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Ankauf der Groß-Glienicker Seehälfte

Platz 18 >> 506 Punkte >> DS 11/SVV/0832

Vorschlag: 
Die sich im Besitz der BImA befindlichen Seehälfte des Groß Glienicker See 
ist durch die Stadt zu erwerben.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ist Eigentümerin des 
Potsdamer Teils des Groß Glienicker Sees, der bis 1990 Grenzgebiet war. 
Die Bundesanstalt beabsichtigt, die in ihrem Besitz stehenden Gewässer 
laut gesetzlicher Vorgaben zu verkaufen, sofern diese nicht als Bestandteil 
des „Nationalen Naturerbes“ auf das Land Brandenburg übertragen wer-
den. Daneben verhandelt die Bundesregierung derzeit mit den ostdeut-
schen Bundesländern über die Zukunft der im Bundesbesitz stehenden 
und für die Bundeswasserstraßen nicht mehr benötigten Gewässer. Für 
diese Zeit werden keine weiteren Veräußerungen der Bundesanstalt erwar-
tet. Der Landeshauptstadt Potsdam sind keine Bestrebungen der BImA 
bekannt, den See kurzfristig zu veräußern.
Bei bestehendem Interesse wird die Landeshauptstadt Potsdam vor Be-
ginn von Verhandlungen mit Dritten beteiligt. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht ermittelt.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Derzeitig nicht benennbar.

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam: 
Eine Realisierung wird nicht befürwortet, da der Landeshauptstadt Pots-
dam keine Bestrebungen der BImA bekannt sind, den See kurzfristig zu 
veräußern.
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Sicheren Schulweg zur Regenbogenschule Fahrland

Platz 19 >> 435 Punkte >> DS 11/SVV/0833

Vorschlag: 
Von den Wohngebieten „Eisbergstücke“ und „Am Königsweg“ in Fahrland 
fehlt ein sicherer Schulweg zur Regenbogenschule. Entweder müssen die 
Kinder als Umweg einen teilweise nur ca. 60cm breiten Gehweg neben 
einer vielbefahrenen Straße nutzen oder illegal ein Feld überqueren. Neben 
diesem Feld sollte in Verlängerung der Gartenstraße zur Regenbogenschu-
le an der Ketziner Straße ein Geh- und Radweg errichtet werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Dieser Vorschlag wurde bereits im Rahmen des Radverkehrskonzepts für 
die neuen Ortsteile und im Rahmen des Schulwegesicherungskonzeptes 
untersucht. Demnach sind planungsrechtliche Fragen zu klären, da bisher 
kein Baurecht besteht. Zudem ist vor Beginn der Maßnahme der Grunder-
werb notwendig. 
Eine erste konzeptionelle Planung wurde aufgestellt, in deren Ergebnis die 
voraussichtlichen Grobkosten ermittelt wurden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 88.800 Euro (Baukosten inkl. 
Planung und Beleuchtung, ohne Grunderwerb)

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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>> Aktualisierung Oktober 2011: 
Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens „Am Friedhof“ Fahrland wird die 
Errichtung bzw. Unterbringung eines entsprechenden Geh- und Radweges 
geprüft werden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist im städtebaulichen Konzept zu 
diesem Bebauungsplan eine fußläufige und sichere Verbindung zur Regen-
bogenschule Fahrland  angedacht. 
Die Verwaltung wird die Einordnung des genannten Bebauungsplanverfah-
rens in die Prioritätenstufe 1I der Verbindlichen Bauleitplanung vorschla-
gen. Die Stadtverordnetenversammlung wird über eine entsprechende 
Beschlussvorlage der Verwaltung zur Prioritätenfestlegung 2011/2012 ent-
scheiden.

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
5410003 „Gemeindestraßen, Straßenverkehrsanlagen“

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam: 
Investorenfinanzierter B-Plan



Einführung eines vegetarischen Wochentages

Platz 20 >> 369 Punkte >> DS 11/SVV/0834

Vorschlag: 
Ich schlage vor, in Potsdam einen vegetarischen Wochentag einzuführen. 
An diesem Tag sollte in den Verpflegungseinrichtungen städtischer Schu-
len, Kindergärten, Krankenhäuser, Altenheime oder der Stadtverwaltung 
ein größeres oder sogar vollständig vegetarisches Angebot zur Verfügung 
gestellt werden. Gleichzeitig sollte über die Vorzüge einer fleischfreien Er-
nährung hingewiesen und mittels einer Kampagne versucht werden, wei-
tere Kantinen und Restaurants mit einzubeziehen. Schon andere Städte 
wie Gent, Sao Paulo und Bremen haben erfolgreich einen solchen „Veggie-
Tag“ eingeführt. 
Wenn sich Potsdam als „Klimastadt“ etablieren möchte, genügt das PIK 
(Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung) nicht allein. Folgende Grün-
de sprechen für eine fleischfreie Ernährung: Für die Umwelt - Die Erzeu-
gung tierischer Lebensmittel bringt negative Konsequenzen für die Umwelt 
mit sich. 18% der weltweiten Treibhausgase sind auf die Produktion von 
Fleisch, Fisch und Milch zurückzuführen – mehr als alle Transport- und 
Verkehrsabgase zusammen. Wenn jede Stadt in Deutschland in ihren Ge-
meinschaftsküchen einen Veggietag einführen würde, könnten mehr Treib-
hausgase eingespart werden, als wenn 6 Millionen Autos von der Straße 
verschwänden! Für die Gesundheit - In Deutschland werden zu wenig Obst 
und Gemüse und stattdessen zu viele tierische Produkte gegessen. Die 
hohe Zufuhr an tierischen Fetten trägt zu vielen chronischen Krankheiten 

wie Übergewicht, Bluthochdruck, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes 
mellitus und Krebs bei. Eine vegetarische Kost dagegen ist reich an Obst 
und Gemüse und deshalb nicht nur gesünder, sondern auch lecker und 
abwechslungsreich. Für andere Menschen - Die Herstellung von Fleisch 
ist ineffizient und verschwendet Ressourcen. Ein Großteil der weltweiten 
Getreide- und Sojaproduktion wird als Tierfutter verwendet, während 
gleichzeitig etwa eine Milliarde Menschen auf der Welt an Hunger leiden. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Eine gesunde Ernährung wird grundsätzlich von der Landeshauptstadt 
Potsdam unterstützt, auch die angeführten Gründe aus Klimaschutzsicht 
(regionale Erzeugung, weniger Fleisch = weniger CO2) sind nicht von der 
Hand zu weisen und werden daher von der Landeshauptstadt befürwor-
tet. 
Viele Kantinenbetreiber oder Caterer bieten bereits vegetarisches Essen 
an. Betreiber von Gemeinschaftseinrichtungen, insbesondere die Univer-
sität Potsdam, aber auch die Caterer für das Schul- und Kindertagesstät-
tenessen haben sich bereits darauf eingestellt und bieten bei der Auswahl 
der Speisen mindestens ein vegetarisches Menü an. Aus Sicht der Lan-
deshauptstadt ist die Umsetzung bereits sehr weit.
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Die Teilnahme an einem vegetarischen Tag kann und sollte durch die Bür-
gerinnen und Bürgern freiwillig geschehen. Daher kann die Umsetzung nur 
durch eine spezielle Marketing-Kampagne geschehen. 
Aus gesundheitlicher Sicht wirkt sich ein vegetarischer Wochentag nicht 
effektiv auf die Gesundheit eines Menschen aus. Viel wichtiger erscheint 
dann eher, freiwillig auf die bestehenden täglichen vegetarischen Wahles-
sen in den öffentlichen Einrichtungen zurückzugreifen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht ermittelt. Kosten einer Wer-
bekampagne durch eine externe Begleitung sind je nach Größe und Um-
fang der Kampagne zu ermitteln.

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Nein

Umsetzungszeitraum / Grundlage der Umsetzung: -

>> Vorschlag betrifft folgendes Produktkonto:
Benennung eines Kontos derzeit nicht möglich

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam: 
Konkrete Handlungsoptionen können derzeit noch nicht benannt werden, 
da zunächst die Umsetzung eines solchen Projektes/solcher Kampagne 
geklärt werden muss. Entscheidend ist dabei die Größe dieser Kampagne.

Fortsetzung von Seite 28
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„Westkurve“ als Begegnungsort an der Hans-Sachs-Straße planen

Platz 21 >> 369 Punkte >> DS 11/SVV/0835

Vorschlag: 
Der Sportplatz an der Hans-Sachs-Straße (WESTKURVE) wird mit einem 
modernen TENNENBELAG saniert. Die Pflege und Wartung ist in der Folge 
abzusichern. Begründung: Der Spiel- und Sportplatz an der Hans-Sachs-
Straße hat über die letzten Jahre eine zunehmende Bedeutung und Akzep-
tanz als Begegnungsort im Stadtteil gefunden. Dank der kontinuierlichen 
Aktivitäten der Bewohner, die von der Bürgerinitiative WESTKURVE koor-
diniert werden, wurden deutlich sichtbare Verbesserungen im Spielplatzbe-
reich (mit Unterstützung des Grünflächenamtes) erreicht. Bei der Sanierung 
der Sportfläche muss der gesamte Platz als öffentlicher Begegnungsort 
berücksichtigt werden. Schulsportnutzung und Freizeitnutzung stehen in 
keinem Gegensatz. Die Identifikation der Nutzer mit dem Platz sichert die 
Erhaltung. Angesichts der vorrangigen Nutzung des Hauptsportfeldes zum 
Fußballspielen kann dieser Bereich nicht mit einem Kunststoffbelag saniert 
werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Sanierungsbedarf des Sportplatzes Hans-Sachs-Straße ist unstrittig. Im 
Zusammenhang mit der Sportanlagensanierungsplanung und der Auswahl 
eines geeigneten Sportbodenbelages haben die Stadt und der Kommunale 
Immobilienservice mehrere Beratungen und Besichtigungstouren ähnlicher 

Sportanlagen durchgeführt. Es haben Vertreter der Gerhart-Hauptmann-
Grundschule, der Käthe-Kollwitz-Oberschule und der Bürgerinitiative 
Westkurve teilgenommen. Unter anderem wurden der Sportplatz der 
Voltaire-Gesamtschule, der Turbine-Sportplatz und die Sportanlage Zum 
Jagenstein besucht. 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 27. Juni 2011 die Ausführung 
als Tennenfläche beschlossen. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 300.000 Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, bis 2012

Grundlage der Umsetzung: Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung (Drucksache 11/SVV/0444)

>> Realisierungsvorschlag der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Vorschlag befindet sich bereits in der Realisierung.
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Sehr geehrte Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung,
Sehr geehrte Mitglieder der Ortsbeiräte,

Sie entscheiden nun über die wichtigsten Vorschläge des Bürgerhaushalts 
2011. Zur Erleichterung der Abstimmung in der Stadtverordnetenversamm-
lung (SVV), in den Ausschüssen und Fraktionen stellen wir Ihnen den rechts 
beigefügten Abstimmungsbogen zur Verfügung. Für Ihre Entscheidung 
stehen Ihnen folgende Kategorien zur Auswahl. Bitte beachten Sie bei der 
Abstimmung:

„Annahme“ >> Im Falle der Annahme eines Vorschlags vermerken Sie bit-
te ebenfalls die zur Realisierung vorgesehenen finanziellen Mittel und die 
Deckungsquelle(n). 

„Bereits in Umsetzung“ >> Im Falle, dass sich der Vorschlag bereits in Um-
setzung befindet, vermerken Sie den zugrundeliegenden SVV-Beschluss. 

„Ablehnung“ >> Sollten Sie einen Vorschlag ablehnen, haben Sie die Mög-
lichkeit, Stichworte für die Begründung anzugeben. 

„Prüfauftrag“ >> Bitte benennen Sie konkrete Inhalte, die durch die Ver-
waltung der Landeshauptstadt Potsdam, zusätzlich zur bereits vorgenom-
menen Einschätzung geprüft werden sollen.

Diese Angaben sollen die von der Bürgerschaft sowie durch die SVV gefor-
derte Transparenz der Entscheidungen zum Bürgerhaushalt erhöhen. 

Vielen Dank für Ihre Unterstützung!
Ihr Projektteam Bürgerhaushalt 

Zum Vorgehen in den Fachausschüssen / Ortsbeiräten:

1. Die / der Vorsitzende benennt die das Gremium betreffenden und zu 
diskutierenden Bürgerempfehlungen. 

2. Die Auswahl der Vorschläge wird anschließend innerhalb des Gremi-
ums einzeln und hinsichtlich der Kategorien „Annahme“, „Prüfauftrag“, 
„Bereits in Umsetzung“ und „Ablehnung“ diskutiert. 

3. Zum Ende der Beratung benennt die / der Vorsitzende eine der vier 
Kategorien und stellt diese Empfehlung zur Abstimmung. Die Gremien-
mitglieder stimmen per Handzeichen ab.

4. Erhält die Empfehlung der / des Vorsitzenden keine Mehrheit, müssen 
sich die Gremienmitglieder auf eine andere Kategorie verständigen und 
darüber erneut abstimmen.

Bitte beachten Sie: 
Pro Vorschlag darf maximal ein Kreuz vergeben werden.
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